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Betrugsversuch mit Betriebskollektivverträgen
FD G B: Bei Forderung werden Weihnachtsgratifikationen gezahlt

Zu zwei Punkten, die jeden Arbeiter in der Sowjetzone inter­
essieren, hat der FDGB-BundesVorstand in den letzten Tagen 
interne Anweisungen herausgegeben. Der erste Punkt berührt 
die Frage der Weihnachtsgratifikationen, um die es bisher in 
jedem Jahr Streit gegeben hat. Hier hat der FDGB, der in 
der gegenwärtigen Situation eine Auseinandersetzung fürchtet, 
den Betriebsgewerkschaftsleitungen bedeutet, überall dort 
Gratifikationen zu zahlen, wo diese nachdrücklich gefordert 
werden. Andernfalls sei die Frage der Weihnachtsgratifikationen 
„zu umgehen“. Die Arbeiter werden also ihre Ansprüche dies­
mal deutlich anzumelden haben, wenn die SED Weihnachts­
gratifikationen zahlen soll. Der zweite Punkt, der die Betriebs­
kollektivverträge betrifft, ist einer gründlicheren Beleuchtung 
wert.

Der Betriebskollektivvertrag 
behandelt theoretisch die Rechte 
und die Pflichten der Beleg­
schaften volkseigener Betriebe 
gegenüber den Betriebsleitungen 
und umgekehrt. Auf die Erfül­
lung der in dem Vertrag ent­
haltenen — zum Teil erpreß­
ten — Selbstverpflichtungen und 
Terminpläne der Arbeiter wird 
peinlich genau geachtet. Die den 
Arbeitern zugesicherten Rechte 
werden dagegen in der Regel 
nicht erfüllt. Die Erfüllung 
der im Betriebskollektivvertrag 
festgelegten Sozialleistungen 
wird im Gegenteil laufend zur 
Erpressung immer neuer Pro­
duktionsverpflichtungen be­
nutzt. So wird der Betriebs­
kollektivvertrag zum Ausbeu­
tungsinstrument in der Hand 
des Staates.

Der FDGB hat nun in diesem 
Jahr die Aufstellung der Be­
triebskollektivverträge absicht­
lich hinausgezögert. Während 
die Produktionsverpflichtungen 
bereits bis ins Detail festgelegt 
worden sind, halten FDGB, 
SED und Staatsverwaltungen 
alle Zusagen zurück. Die intern 
geäußerte Absicht des kommu­
nistischen Gewerkschaftsbundes 
bei diesem Manöver wird jetzt 
ebenfalls bekannt: Alle volks­
eigenen Betriebe sollen bis zum

10. Dezember einen Planvor­
sprung von mindestens zehn 
Tagen haben, der dem Staat 
die Erfüllung der Produktions- 
plane garantiert. Eher oder gar 
bei Planrückständen wird kein 
Betriebskollektivvertrag an­
erkannt.

Selbst abgeschlossene Betriebs­
kollektivverträge können bei 
Nichterfüllung des Planés an- 
gefochten und auf der Seite der 
Sozialleistungen abgeändert 
werden.

Erpressimgsmanöver
Rund 80 Prozent aller ost­

zonalen Betriebe können in 
diesem Jahr ihr Planziel nicht 
erreichen. Die Ursachen sind 
Fehlplanung, Materialmangel, 
veraltete Industrieausrüstung. 
In allen diesen Betrieben wollen 
SED und FDGB noch im Laufe 
des Januar die im Betriebs­
kollektivvertrag festgelegten 
staatlichen Gegenleistungen — 
mit denen die kommunistische 
Propaganda das ganze Jahr 
über operierte — verfälschen.

An erster Stelle steht dabei 
der Arbeiter-Wohnungsbau. An­
geblich wollte die SED 1955 in 
der Mehrzahl der Großbetriebe 
Werksiedlungen und Arbeiter­
wohnungen zu besonders gün­
stigen Bedingungen errichten.

Die Mittel, die dazu zur Ver­
fügung gestellt werden sollten, 
wurden um durchschnittlich 
60 Prozent (!) gekürzt. Den Be­
trieben wird nahegelegt, das 
Bausparen zu popularisieren! 
Das zweite ist das FDGB- 
Ferienprogramm.

Weiter wurden fast überall 
die Mittel für den Bau von 
Kindertagesstätten gestrichen. 
Dagegen erfolgt in den meisten 
Betrieben eine Erhöhung des 
ominösen „Direktorfonds“, aus 
dem künftig auch die kommu­
nistischen „Kampfgruppen“ 
finanziert werden sollen.

Glatter Betrug
Die Stellung des Arbeiters 

und Angestellten der volks­
eigenen Industrie zum Betriebs­
kollektivvertrag hat sich danach 
entscheidend verändert: Wäh­
rend auf der einen Seite die 
Belegschaft heute rund 20 bis 
30 Prozent mehr Leistungen 
aufwenden muß als zur Zeit der 
Einführung der Betriebskollek­
tivverträge, hat der Staat seine 
Gegenleistungen im gleichen 
Zeitraum um rund 20 bis 30 
Prozent gesenkt.

Auf die vielfältige Tarnung 
dieses staatlieben Betruges wird 
besondere Mülie verwandt. Die 
Arbeiter selbst haben somit nur 
noch eine Möglichkeit: ihrer­
seits die Abgabe neuer Produk­
tionsverpflichtungen von der 
Erfüllung des Betriebskollektiv­
vertrages durch den Staat ab­
hängig zu machen.

Der FDGB - Bundesvorstand 
hat auch hier nur eine Kann- 
Verfügung erlassen und sich 
jeden Rückzug gesichert. Stößt 
er auf wesentliche Schwierig­
keiten, hat er einen Zurück­
zieher wie in der Frage der 
W eihnac-htsgratif ikationen vor­
gesehen.



UHABHffMGlGt ZEITUNG (US BEUISCHlflNfl

J.B. Gradl:

Koexistenz — nicht 
ohne uns!

Der Begriff der Koexistenz 
wird in letzter Zeit im inter­
nationalen Meinungsaustausch 
so viel gebraucht, daß man ihm 
auf den Grund gehen muß, will 
man nicht in Gefahr kommen, 
einem Schlagwort zu erliegen. 
Das aber dürfte vom deutschen 
Standpunkt aus am wenigsten 
riskiert werden, denn Koexi­
stenz soll die Parole für die 
Entspannung zwischen West 
und Ost sein — also für eine 
Politik, die je nach ihrem prak­
tischen Kauf für Deutschland 
fruchtbar oder lebensgefährlich 
sein kann.

Malenkow, Ivlolotow und an­
dere sowjetische Würdenträger 
haben die These der Koexi­
stenz, des friedlichen Nebenein­
anderbestehens des Sowjet­
systems und der westlichen 
Welt, in die Debatte geworfen. 
Malenkow tat es zum Beispiel 
im Gespräch mit britischen Par­
lamentariern und auf dem Entp- 
fangsabend am Jahrestag der 
Oktoberrevolution.
Wort und Wirklichkeit

Die Frage drängt sich auf, 
Wie es kommt, daß der Begriff 
der Koexistenz plötzlich so ge­
bräuchlich und bedeutsam ge­
worden ist. Der Begriff ist näm­
lich in den West-Ost-Beziehun- 
gen keineswegs neu. Stalin hat 
ihn immer gebraucht, wenn er 
sich besonders friedlich erwei­
sen wollte. Zum Beispiel hat er 
am, 31. März 1952 einer Gruppe 
amerikanischer Redakteure er­
klärt: „Ein friedliches Neben­
einanderbestehen von Kapita­
lismus und Kommunismus ist 
durchaus möglich.“ Bedeutung 
für die praktische Politik hatte 
ein solches Bekenntnis zur Ko­
existenz damals nicht. Aber 
vielleicht heute? Zeigen kann 
das nur die Zukunft.

Es liegt anscheinend im Zuge 
der Zeit, aus dem kalten Krieg 
lierauszustreben und das Ver­
hältnis zwischen West und Ost 
neu und besser zu gestalten. Da 
glücklicherweise keine der bei­
den Seiten den heißen Krieg 
als Mittel der Neuordnung zwi­
schen West und Ost will, bleibt 
gar nichts anderes übrig, wenn

man aus dem kalten Krieg her­
aus will, als das friedliche Sich- 
Abiinden mit der Existenz des 
anderen. Das Hervortreten der 
Parole Koexistenz paßt also in 
die gegenwärtige Atmosphäre, 
und das ist an sich kein 
schlechtes Zeichen.

Und doch ist Koexistenz eine 
Parole mit Gefahren. Die Lon­
doner „Times“ haben durchaus 
recht mit ihrer Warnung, das 
Wort könnte zu „schläfrigem 
Behagen“ verleiten. Zu beque­
mer Vertrauensseligkeit besteht 
aber kein Anlaß. Denn es blei­
ben ja beide Weltsysteme ne­
beneinander bestehen, also auch 
das kommunistische, das wir 
bisher als ungemein militant 
und expansionsbegierig ken­
nengelernt haben. Deshalb ist 
die kritische Frage, die zum 
Beispiel in der gegenwärtigen 
Diskussion in den USA immer 
wieder auftaucht, durchaus 
verständlich: ob nämlich ein 
kommunistisches Bekennthis 
zur Koexistenz nicht ein Wider­
spruch in sich ist.

Der amerikanische Senator 
Knowland hat diese Skepsis 
gegen die innere Wahrhaftig­
keit sowjetischer Bekenntnisse 
zur Koexistenz am schärfsten 
formuliert mit dem Verdacht, 
die Sowjetunion wolle nur Zeit 
gewinnen, um in der Atom­
rüstung mit dem Westen gleich­
zuziehen und dann Stück für 
Stück der freien Welt dem 
Kommunismus zu unterwerfen 
suchen.

Das Mißtrauen
Der Widerspruch läßt sich — 

jedenfalls gedanklich — lösen, 
mit dem Mißtrauen ist es 
schwieriger. Das Nebenein­
anderbestehen schließt die 
Fortsetzung des Kampfes nicht 
aus. Beide Systeme sind ihrer 
Idee nach viel zu unversöhn­
lich.

Aber es ist sehr wohl vor­
stellbar, daß an die Stelle krie- * 
geriseher und kriegsUhnlieher 
Kampfmittel künftig ein Wett­
bewerb mit friedlichen Mitteln 
tritt, mit den Waffen echter 
Auseinandersetzung des Geistes 
und der Leistung. _Die Welt 
kann und wird sieh auch in sol­
chem Zustand der „wetteifern­
den Koexistenz“ , wie ihn die 
Amerikaner nennen, verändern 
können.

Wie gesagt, gedanklich läßt

sich der Widerspruch überwin­
den und ein besserer Modus 
vivendi zwischen Ost und West 
vorstellen. Aber das Mißtrauen 
gegen die sowjetische Politik 
ist nun einmal da, und niemand 
kann bisher sagen, zu Unrecht.

Bereit, aber wachsam
Zweifellos darf an dem Miß­

trauen ein ernster Versuch, 
künftig besser miteinander aus­
zukommen, nicht scheitern. Aber 
dieser neue Versuch, der da 
vielleicht zwischen West und 
Ost tatsächlich begonnen wird, 
wird nur gewagt werden dür­
fen unter steter Wachsamkeit 
und im Schutze innerer Stärke, 
die eben nicht gestattet, daß die 
westliche Welt Bissen für Bis­
sen verschluckt werden kann.

W ir wissen, daß ohne Abbau 
der Ost - West - Spannung die 
deutsche " Wiedervereinigung 
nicht vorankommen wird, und 
sind deshalb daran positiv inter­
essiert. So kann also von deut­
scher Seite ein Versuch echter 
Koexistenz voll bejaht werden. 
Aber die Erfüllung einer ent­
scheidenden Bedingung ist für 
uns unverzichtbar: Koexistenz 
muß in einer Entspannung, sie 
darf nicht in einer Erstarrung 
der Fronten bestehen. Der Ver­
dacht liegt nahe, daß insbeson­
dere auf sowjetischer Seite der 
Versuch gemacht wird, die Ko­
existenz einzuleiten mit einer 
Lösung des deutschen Problems 
auf der Basis einstweiliger Tei­
lung. Schon auf der Berliner 
Konferenz sprach Molotow, als, 
er sein kollektives Sicherheits­
system entwickelte, davon, es 
müsse „dem Umstand Rechnung 
getragen werden, daß Deutsch­
land vorläufig in zwei Teile ge­
spalten bleibt“. Und in der jet­
zigen kurzfristigen Einladung 
zu einer Sicherheitskonferenz 
zeigt sich dieselbe Einstellung. 
Deshalb können wir den sowje­
tischen Politikern und, falls es 
sie gibt, westlichen Außensei­
tern nicht hart genug sagen: 
Für uns gibt es keine Ko­
existenz, keine Befriedung auf 
der Basis der Spaltung. Es wäre 
eine Illusion, zu glauben, daß 
man damit die siebzig Millionen 
Deutschen beiderseits der Zo­
nengrenze (alias Koexistenz­
linie) zur R-uhe bringen könnte. 
Koexistenz ja, aber zwischen 
den Völkern, nicht mitten durch 
unser Volk.



Die KPD vor dem Richter
Verfahren eröffnet — Großer Andrang

Karlsruhe (Eigenmeldimg). Vor dem Ersten Senat des Bun­
desverfassungsgerichtes in Karlsruhe begann die mündliche 
Verhandlung über die Verfassungswidrigkeit der KPD. Der 
Andrang zum Zuhörerraum ist ungewöhnlich groß. Den Ver­
handlungen wohnen zahlreiche Vertreter der deutschen und der 
ausländischen Presse hei.

Das Verfahren richtet sich 
nicht gegen die kommunistische 
Idee, sondern nur gegen die 
kommunistische Gewalt. Es hat 
seine rechtliche Grundlage im 
Artikel 21 Absatz 2 des Grund­
gesetzes, in dem es heißt:

»Parteien, die nach ihren Zie­
len oder nach dem Verhalten 
ihrer Anhänger darauf aus­
gehen, die freiheitliche demo­
kratische Gi'undordnung zu be­
einträchtigen oder zu beseitigen 
oder den Bestand der Bundes­
republik Deutschland zu gefähr­
den, sind verfassungswidrig, 
über die Frage der Verfassungs­
widrigkeit entscheidet das Bun­
desverfassungsgericht.“

Der Antrag auf Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit einer 
Partei kann nach dem Gesetz 
über das Bundesverfassungsge­
richt von dem Bundestag, dem 
Bundesrat oder der Bundes­
regierung gestellt werden. Der 
Antrag zum Verfahren gegen die 
KPD wurde 1951 von der Bun­
desregierung gestellt. Br for­
derte die Feststellung der Ver­
fassungswidrigkeit und die Auf­
lösung der KPD, und zwar mit 
der Begründung, daß diese 
Partei die gewaltsame Besei­
tigung der demokratischen 
Grundordnung und ihre Erset­
zung durch die Diktatur er­
strebe. Ein ähnliches Verfahren 
wurde, gleichfalls auf Antrag 
der Bundesregierung, bereits 
gegen die Sozialistische Reichs­
partei durchgeführt.

Mit dem Verfahren gegen die 
KPD steht das Bundesverfas­
sungsgericht vor einer sehr 
schwierigen Aufgabe, weil es 
sich zwangsläufig mit politischen 
Tatbeständen befassen muß, 
über die es indessen abseits 
aller politischen Erwägungen in 
streng rechtlicher Prüfung eine 
richterliche Feststellung zu tref­
fen hat. Hierzu bestimmt der 
Artikel 46 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht:

»Erweist sich der Antrag" als 
begründet, so stellt das Bun­

desverfassungsgericht fest,, daß 
die politische Partei verfas­
sungswidrig ist. Die Feststel­
lung kann auf einen rechtlich 
oder organisatorisch selbstän­
digen Teil einer Partei be­
schränkt werden. Mit der Fest­
stellung ist die Auflösung der 
Partei oder des selbständigen 
Teiles der Partei und das Ver­
bot, eine Ersatzorganisation zu 
schaffen, zu verbinden . . .“

Das Gericht hat nicht die 
Frage nach der politischen 
Zweckmäßigkeit dieser oder je­
ner Feststellung zu beantwor­
ten. Das ist vielmehr Sache der 
antragsberechtigten politischen 
Instanz, über die Zweckmäßig­
keit des von der Bundesregie­
rung gestellten Antrages in 
einer Zeit, in der die KPD durch 
den freien Willen der Wähler 
bis zur Unkenntlichkeit zusam­
mengeschrumpft ist, gehen die 
Meinungen auseinander. Zu Kri­
tik und Protest gegenüber dem 
Verfahren sind aber am aller­
wenigsten die Vertreter der 
Diktaturen von Moskau bis Pan­
kow legitimiert, die in ihrem 
Machtbereich Parteien ebenso 
willkürlich beseitigen, wie sie 
neue Parteien nicht zulassen. In 
keinem Falle gewähren sie die 
Entscheidung eines unabhän­
gigen Gerichtes.

Mit Berlin
Erklärung des neuen

Berlin (Eigeiuneidung). Der 
neu gewählte Bundestagspräsi­
dent Dr. Gerstenmaier hat über 
den Sender Freies Berlin seiner 
engen Verbundenheit mit Ber­
lin Ausdruck gegeben und er­
klärt, im Kahmen seines Amtes 
alles tun zu wollen um Berlin 
wieder zur Hauptstadt eines in 
Frieden und in freiheitlichem 
Zusammenwirken vereinigten 
Deutschlands zu machen.

„Ich bin kein Berliner", so 
sagte Gefstenmaier, „aber ich 
gedenke auch in dieser Sache

Bundeskanzler 
Anfang Dezember in Berlin

Berlin (DPA). Bundeskanzler 
Dr. Adenauer wird voraussicht­
lich am 3. Dezember nach Berlin 
kommen, um zu der Berliner 
Bevölkerung- aus Anlaß der 
Wahlen am 5. Dezember zu 
sprechen.

Ausgeschlossen!
Dortmund (DPA). Der Vor­

stand des SPD-Bezirksverbandes 
Westliches Westfalen hat einen 
Bürgermeister sowie drei wei­
tere Parteimitglieder aus der 
SPD ausgeschlossen. Die Betref­
fenden haben, wie der Vorstand 
mitteilte, mit der SED und der 
KP zusammengearbeitet und da­
durch gegen die Grundsätze und 
die Ordnung der Partei ver­
stoßen.

Verdienste als Lagerarzi
Dortmund (DPA). Für seine 

Verdienste als Lagerarzt in der 
sowjetischen Kriegsgefangen­
schaft erhielt Dr. med. Ales 
Wippermann aus Dortmund das 
Verdienstkreuz der Bundesrepu­
blik. Dr. Wippermann ist der 
dritte deutsche Arzt, der für 
seine Tätigkeit in Gefangenen­
lagern ausgezeichnet wurde.

Einstimmig gewählt
Bonn (DPA). Bundesminister 

Dr. Tillmanns ist einstimmig 
zum ersten Vorsitzenden des 
evangelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU gewählt worden. Das 
Amt hatte bisher der verstor­
bene Bundestagspräsident Dr. 
Ehlers inne.

verbunden
Bundestagspräsidenten

das Vermächtnis von Herrn Eh­
lers heilig zu halten.“ Berlin sei 
in seiner Zweiteilung auch heute 
noch das am meisten greifbare, 
unmittelbar an das Herz appel­
lierende Symbol des Willens der 
ganzen Nation zum Zusammen­
leben über alle Grenzen und 
Zonen hinweg. Der Bundestags­
präsident betonte, daß Bonn 
nur ein Provisorium sei. Das 
oberste Ziel sei die Wiederver­
einigung Deutschlands und die 
Übersiedlung der obersten Be­
hörden in die ehemalige Reichs­
hauptstadt.



Erst einiges E u ro p a -d an n  Viererkonferenz
Moskauer Vorschläge abgelehnt 

Berlin (Eigenbericht/DPA/AP). Kein Staat der freien Welt 
ist bereit, auf den durchsichtigen Vorschlag der Sowjetunion 
einzugehen, die noch vor Ratifizierung der Pariser Verträge 
die Einberufung einer Konferenz über ein »gesamteuropäisches 
Sicherheitssystem“ gefordert hatte. Allgemein wurde dieses 
Angebot als ein Versuch Moskaus durchschaut, die Ratifizierung 
der Abmachungen über die westeuropäische Verteidigungs­
gemeinschaft zu blockieren.

Absage an Moskau
Belgrad (DPA). Jugoslawien 

werde an der von der Sowjet­
union vorgeschlagenen europäi­
schen Sicherheitskonferenz nicht 
teilnehmen, teilte der jugosla­
wische Staatschef Tito mit.

Der Plan sei von vornherein 
zum Scheitern verurteilt, da 
nur eine begrenzte Anzahl von 
Ländern daran teilnehmen 
würden.

Westlicher Atom-Vorschlag
New York (AP). Die West­

mächte haben dem Politischen 
Ausschuß der UN - Vollver­
sammlung am Donnerstag einen 
Kompromißvorschlag für die 
friedliche Verwendung der 
Atomenergie vorgelegt, der nach 
ihrer Ansicht die einstimmige 
Billigung aller UN-Mitglieder 
erhalten kann. Der Kompro­
mißvorschlag stellt eine ab­
geänderte Fassung des von 
Präsident Eisenhower vorge­
legten Atomplanes dar.

steht die Ratifizierung der Pa­
riser Abkommen im Mittelpunkt 
der Erörterungen.

Das britische Unterhaus hat 
bereits die Verträge zur Wieder­
bewaffnung der Bundesrepublik 
mit 264 gegen vier Stimmen 
gutgeheißen. Premierminister 
Churchill hatte vorher erklärt, 
die Regierung wolle unter allen 
Umständen zunächst die Rati­
fizierung der Pariser Abmachun­
gen erreichen. Nach diesem 
Zeitpunkt würden Besprechun­
gen mit der sowjetischen Re­
gierung erwartet.

Präsident Eisenhower hat 
dem US-Senat die Verträge zu­
geleitet. Er ersuchte den Senat, 
die Beratungen über die Ver­
träge so zu beschleunigen, daß 
der neue Senat im Januar die 
Abkommen ratifizieren kann.

Das Bundeskabinett hat die 
Verträge dem Bundesrat zuge­
leitet. Am 10. Dezember findet 
die erste Beratung im Plenum 
des Bundesrates statt.

Seegefecht vo r  China
Taipeh (Formosa) (AP). Süd­

östlich der von Nationaiehina 
besetzten Tachen-Inseln vor der

Die drei Westmächte wollen, 
wie diplomatische Kreise in 
London mitteilten, die Vor­
schläge der Sowjetunion zur 
Deutschland- und Europafrage 
glatt ablehnen. Sie werden in 
ihrer Antwort an den Kreml 
unter anderem darauf hinwei- 
sen, daß die Zeit zur Vorberei­
tung der europäischen Sicher­
heitskonferenz viel zu kurz ist.

Der Entwurf der westlichen 
Antwortnote an Moskau ist der 
Bundesregierung und der öster­
reichischen Regierung zugelei­
tet worden. Die anderen west-

Kiiste der chinesischen Provinz 
Tschekiang ist es zu einem 
Seegefecht zwischen kommu­
nistischen und nationalchine­
sischen Kräften gekommen. 
Nach nationalchinesischen Mel­
dungen sind zwei kommunisti­
sche Schiffe versenkt worden.

Der kommunistische Verband 
bestand aus 13 Schiffen, die 
möglicherweise den Befehl hat­
ten, die Tachen-Inseln anzu­
greifen. Der Verband wurde 
zerstreut.

Raab in U S A
Wien (DPA). Der Österreichi­

sche Bundeskanzler Raab ist 
von Wien zu einem viertägigen 
Staatsbesuch nach den USA ge­
flogen.

Problem der Zwangsarbeit
Washington (AP). Das Pro­

blem der Zwangsarbeit wird 
nach einem Beschluß des Rates 
der Internationalen Arbeits­
organisation (ILO) auf die 
Tagesordnung der nächsten Ge­
neralkonferenz gesetzt, über­
raschenderweise stimmte auch 
die Sowjetunion, die erstmalig 
an einer bedeutenden ILO- 
Tagung teilnimmt, .für diesen 
Antrag.

liehen Nationen werden auf 
einer Sitzung des NATO-Rates 
in Paris konsultiert werden.

Der französische Ministerprä­
sident Mendes-Franee schlug in 
einer großen politischen Rede 
vor der TJN-Vollversammlung 
vor, im Mai nächsten Jahres 
nach der Ratifizierung der 
Pariser Verträge eine Vier­
mächtekonferenz mit der So­
wjetunion in Paris abzuhalten. 
Er entwickelte außerdem einen 
Plan für eine allmähliche An­
näherung zwischen zwei großen 
regionalen Sicherheitssystemen 
in Europa, einem westlichen 
und einem nach Beispiel der 
Westeuropäischen Union gebil­
deten osteuropäischen System. 
Das amerikanische Außenmini­
sterium kündigte an, daß die 
USA die Vorschläge mit „äußer­
ster Aufmerksamkeit“ prüfen.

Der Vorschlag des französi­
schen Ministerpräsidenten Men­
des-Franee auf eine Vier­
mächtekonferenz im Mai kom­
menden Jahres in Paris hat in 
Bonn volle Zustimmung gefun­
den. Die Ausführungen des 
Ministerpräsidenten vor den 
UN zerstreuten in Bonner Re­
gierungskreisen den letzten 
Zweifel, daß er durch sein Ver­
halten die Politik des Kreml er­
leichtern könnte.

Die Bundesregierung hält an 
ihrem Standpunkt fest, daß der 
Zeitpunkt für Viermächtever­
handlungen über die Wieder­
vereinigung Deutschlands erst 
nach der Ratifizierung der Pa­
riser Verträge gekommen ist. 
Bundeskanzler Dr. Adenauer 
hat dem SPD - Vorsitzenden 
Ollenhauer in einem vom Bun­
deskabinett und den Vorsitzen­
den der Koalitionsparteien ge­
billigten Schreiben geantwortet, 
daß er die von der SPD gefor­
derte außenpolitische Bundes­
tagsdebatte im Interesse der 
Wiedervereinigung Deutsch­
lands nicht für förderlich halte.

Vor Ratifizierung der Pariser Verträge
Berlin (Eigenbericht/DPA/AP).

In allen westlichen Staaten



Affäre Field macht der SED  Sorgen
Die Opfer der großen SED-„Säuberims“  sind rehabilitiert

Die- kürzlich erfo lgte Freilassung der amerikanischen Staats­
angehörigen Herman, N oel und Hertha F ie ld  aus polnischer 
und ungarischer H a ft hat das SED - Zentralkomitee vor ein 
ernstes Problem  gestellt. A u f Grund angeblicher Verbindungen 
zu „den Agenten des TJS - Geheimdienstes F ie ld “  w ar am 
3 L  August 1950 m it der ersten umfassenden SED-Säuberung 
die Verhaftung einer Heike hoher kommunistischer Funktionäre 
erfo lgt. D ie  Inhaftierung, Degradierung und Bestrafung Tausen­
der m ittlerer und kleinerer Funktionäre war die Folge. In  Prag 
wurde Slansky, in Ungarn R a jk  wegen angeblicher Verbindung 
zu den F ields hingerichtet. Jetzt werden diese eminent gefähr­
lichen F ields plötzlich in  a ller Form  rehabilitiert und fre i­
gelassen. W as soll die SED nun sagen?

Vorerst tut die SED den F a ll 
F ie ld  m it wenigen Zeilen ohne 
Komm entar ab. Aber was sie 
nicht verhindern kann, sind die 
überall im  Parteiapparat, und 
gerade unter den Funktionären, 
aufflackernden Diskussionen. 
Denn wem  kann nicht m orgen 
geschehen, was noch ganz an­
deren gestern geschah?

D ie im  August 1950 „gesäu­
berten" Spitzenfunktionäre und 
ihr Schicksal geben Einblick in 
die Gefahr einer solchen D is­
kussion. Da ist der A ltkom mu­
nist und L e ite r  der K P -E m i- 
gration in Frankreich, P o lit ­
büro-M itglied Pau l M e r k e r .  
E r  wurde nachts vom SSD ab­
geholt, v ie r  Wochen inhaftiert 
und dann unter Meldepflicht in 
seinem früheren Beruf als 
Kellner iri einer sowjetzonalen 
K leinstadt eingesetzt. Vor einem 
Jehr holten ihn Russen aus 
seiner Zweizimmerwohnung. 
Seither feh lt von ihm jede Spur.

Leo  B a u e r ,  ehemals w est­
deutscher K P  - Konspirafeur, 
dann Chefredakteur am Radio 
Berlin, wurde in die Sow jet­
union verschleppt und ist ver­
schollen. Rückkehrer w ollen ihn 
in der sibirischen Ta iga  gesehen 
haben.

Bruno G o l d h a m m e r ,  
ebenfalls aus der Chefredaktion

von Radio Berlin, is t m it seiner 
jungen F rau  spurlos ver­
schwunden.

W ill i  K r e i k e m e y e r ,  
ehemaliger kommunistischer 
Reichsbahnpräsident, war zu­
letzt 1953 in der berüchtigten 
Moskauer Ljubjanka.

L e x  E n d e ,  ehemals Chef­
redakteur des „Neuen Deutsch­
land", starb in  einem sow jet­
zonalen Steinbruch an Ent­
kräftung.

M aria W e i t e r e r ,  Z K  - 
M itg lied  und führende A lt­
kommunistin, ist in Sibirien 
gelandet. Halbverhungert und 
fast blind wurde sie dort von 
einem ebenfalls deportierten 
SED-Journalisten gesehen.

D er K re is der Opfer umfaßt 
noch Dutzende anderer Funk­
tionäre. Noch Jahre nach der 
F ield -A ffäre fahndete der SSD 
nach Querverbindungen der 
Fields.

Jetzt ist das alles vö llig  un­
sinnig geworden. Der in F re i­
berg  liquidierte L ex  Ende ist 
praktisch rehabilitiert. W er 
aber macht die Toten lebendig? 
R a jk  und Slansky wurden ge ­
hängt, eine Judenverfolgung 
größten Ausmaßes setzte nach 
ihren Prozessen ein. D ie Fa- 
schisten-Parole „Leb e gefähr­
lich !" leg t sich langsam um auf 
den Parteiapparat der SED, in 
dem ein „kleiner Irrtum " das 
Leben kosten kann. —

Hat der Ostblock genug Stahl?
Berlin  (Eigenbericht). Wenn 

auch das Statistische Jahrbuch 
fü r die Eisen- und Stahlindu­
strie 1953/54 gegenüber seinen 
Vorgängern kaum wesentliche 
Veränderungen in der W elt- 
Eisen- und Stahlwirtschait aui- 
zeigt, so verblü fft doch immer 
w ieder das Tempo, m it dem 
die Verein igten Staaten ihre 
Rohstahlerzeugung gesteigert 
haben. Sie habe diese nicht nur 
in der Zeit von 193S bis 1951 in­
fo lge  ihrer Kriegsanstrengun­
gen von 28,8 bis 95,4 M ill. t 
mehr als verdreifacht, sondern 
nach einem Absinken auf 84,5 
M illionen t im Jahre 1952, im 
Jahre 1953 auf den Rekordstand 
von 101 M ill. t gesteigert.

Demgegenüber hat sich die 
sowjetrussische Erzeugung von 
18,1 M ill. t 1938 auf 31.3 M ill. t 
(Schätzung) 1951 noch nicht ver­
doppelt. D ie Erzeugung von 1953 
w ird  auf 38 M ill. t  geschätzt 
und entspricht damit etwa nur 
der Produktion in der Bundes­
republik (15,4 M ill. t), in Eng­
land (17,9) und Belgien (4,5 M ill. 
Tonnen) zusammen. W est­
europa allein hat damit in der 
Rohstahlerzeugung gegenüber 
der Sowjetunion einen erheb­
lichen Vorsprung. Denn Frank­
reich produzierte noch 10,0, 
Luxem burg 2,66, die Saar 2,7, 
Ita lien  3,5 und Holland 0,9 M ill. 
Tonnen.

Petroleum statt Stromversorgung
Berlin (Eigenmeldung). A lle 

Beteuerungen über die angeb­
lichen ständigen Fortschritte 
auch auf dem Gebiete der 
Energieversorgung können die 
Tatsache der w iedereingeführ­
ten Stromabschaltungen nicht 
verleugnen. A u f einer der regel­
mäßigen Besprechungen ver­
suchte der Zonenminister Selb­
mann gute Ratschläge zu ertei­

len. „D ie ernsthaften Schwierig­
keiten“ bei der Erfü llung des 
Energieprogrammes führte er 
auf nicht rechtzeitig fe rtig ge ­
stellte Bauvorhaben zurück. Um 
über die schwierige W interzeit 
hinwegzukommen, empfahl er 
allen Ernstes der Bevölkerung 
die Anschaffung von Petroleum ­
lampen.

Plan -Akrobatik
Berlin (Eigenmeldung). Durch 

Feh ler bei der Aufstellung der 
Transportpläne haben sich die 
Schwierigkeiten im sowjetzona­
len Verkehrswesen noch erhöht. 
So werden z. B. die Zucker­
rüben fü r die große Zucker­
rübenfabrik in Wanzleben bei 
Magdeburg aus dem Bezirk 
Rostock geliefert, obwohl der 
Ort inmitten großer Anbau­
gebiete fü r Zuckerrüben liegt.



Sowjetzone spart an Unterstützungen
Ein Vergleich von Kenten- und Fürsorgesätzen

Berlin (Eigenbericht). Ein 
Vergleich zwischen den Sozial- 
versicherungsrenten im Bundes­
gebiet und der Sowjetzone er­
gibt, daß die Burchsehnittsreii- 
ten in der Sowjetzone niedriger 
sind. Sie betrugen nach einer 
Untersuchung des Instituts für 
Wirtschaftsforschung in der So­
wjetzone (1956) 75,75 DM, im 
Bundesgebiet für männliche 
Versicherte der Invalidenver­
sicherung 90,89 DM. für weib­
liche Versicherte 62,90 DM und 
in der Angestelltenversicherung 
130,60 (männlich) bzw. 99,70 DM 
(weiblich).

Von den 3 Mill. Rentenemp­
fängern der Sowjetzone erhalten 
rund 2 Mill. nur die Mindest­
renten, die allerdings um einige 
Mark höher liegen als in West­
deutschland. Im Bundesgebiet 
erhalten aber nur 3,4 v. H. der 
männlichen Versicherten (21,7 
v. H. de/1 weiblichen) die Min­
destrenten., Infolge der Vielfalt 
der Versicherungsansprüche be­
ziehen aber etwa zwei Drittel 
aller Rentenempfänger in West­
deutschland Einkommen aus 
mehr als einer Quelle; was in 
der Sowjetzone nicht möglich 
ist. Die Gesamtaufwendungen 
für Rentenzahlungen einschließ­
lich Kriegsopferrenten betrugen 
1953 in der Sowjetzone (ein­

schließlich Ostberlin) 3093 Mill. 
Ostmark, im Bundesgebiet 8291 
Mill. DM (einschließlich West­
berlin).

Die Unterstützungssätze der 
Sozialfürsorge waren 1953 in 
beiden Gebieten annähernd die 
gleichen. Wo sie in der Sowjet­
zone um eine Kleinigkeit höher 
lagen, wird dieser Vorteil durch 
geringere Mietbeihilfen wettge­
macht, die in Westdeutschland 
in voller Höhe, in der Sowjet­
zone nur in fest begrenzten Be­
trägen gezahlt werden. Jeden­
falls betrug der Gesamtaufwand 
der öffentlichen Fürsorge (ein­
schließlich Kriegsfolgenhilfe) je 
Kopf der Bevölkerung in der

Sowjetzone (1953) nur 136,47 
Ostmark, in Westdeutschland 
dagegen 199,59 DM. In der So­
wjetzone gab es je 1000 Ein­
wohner 8,4, in Westdeutschland 
12 „unterstützte Parteien“.

Die niedrigere Zahl der Sozial­
unterstützten in der Sowjetzone 
erklärt sich einmal dadurch, 
daß ehemalige Beamte und 
Kriegsopfer dort in der Sozial­
versicherung erfaßt sind, daß 
viele Versorgungsberechtigte 
nach dem Bundesgebiet abwan- 
derten, daß aber vor allem ver­
sucht wird, alle arbeitsfähigen 
Personen (auch Mütter mit Kin­
dern) in Arbeitsplätze einzuwei­
sen. Auch bis zu 60 v. H. er­
werbsgeminderte Personen gel­
ten in diesem „Sparsamkeits­
feldzug“ noch als „vermittlungs­
fähig“.

Eingriffe in das Kirchenleben
Berlin (Eigenmeldung). Das 

Organ für das Bistum Berlin, 
„Pctrusblatt“ , beschäftigt sich 
in seiner letzten Ausgabe mit 
dem Erlaß der Sowjetregierung, 
die Aktionen gegen die Kirche 
und die Gläubigen zu mildern. 
Es wird auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, diese Maßnahme 
auch auf die sowjetische Besat­
zungszone auszudehnen.

Die Gläubigen beispielsweise 
in Berlin-Biesdorf würden in 
diesem Falle dann doch noch zu 
ihrem Recht kommen, wenn die

administrativen Eingriffe 
Ostberliner Magistrats in 
Gemeindeleben aufhörten. 
Jahren scheiterten ihre 
mühungen, die dringend

des
ihr

Seit
Be­
not-

Pankow verkauft enteignete Grundstücke
Eine neue Verordnung

Berlin (Eigenmeldung). Für 
die Sowjetzone und für den 
Ostsektor Berlins ist von der 
Zonen-Regierung eine „Verord­
nung über den Verkauf volks­
eigener Eigenheime und Sied­
lungshäuser“ erlassen und ver­
öffentlicht worden, nach der 
Eigenheime auf sogenannten 
volkseigenen Grundstücken 
durch Abschluß eines Kaufver- 

■ träges in das persönliche Eigen­
tum des Erwerbers übergehen 
können, dem für das Grundstück 
ein Nutzungsrecht verliehen 
wird. Diese Eigenheime können 
vererbt und weiterveräußert 
werden.

In Anbetracht der Tatsache, 
daß hach der Wiedervereinigung 
Deutschlands die von der SED 
völlig verwirrten Eigentumsver­

hältnisse neu geklärt werden 
müssen, kann vor dem Kauf 
derartiger Grundstücke nur 
dringend gewarnt werden.

1,8 M illionen geflüchtet
Berlin (Eigenbericht). Insge­

samt 1,8 Millionen Einwohner 
aus der sowjetisch besetzten 
Zone und aus dem Ostsektor 
von Berlin sind seit 1947 nach 
Westberlin und nach dem Bun­
desgebiet geflüchtet. In einem 
Rückblick über die Flüchtlings­
bewegung appellierte der Sena­
tor für Arbeit und Sozialwesen, 
Heinrich Kreil, bei dem Richte­
fest für die Erweiterungsbauten 
im Flüchtlings-Durchgangslager 
Marienfelde an die Bevölkerung 
in der Zone, möglichst lange in 
ihrer Heimat auszuharren.

wendige Kirche zu bauen, an 
der ablehnenden Haltung der 
Behörden. Dies zeige deutlich, 
wie heftig der Kampf gegen die 
Religion geführt werde.

Pf arrer-Äusf ausch erschwert
Bethel (epd). Gegen die zu­

nehmende Erschwerung des 
Austausches von Pfarrern und 
Theologiestudenten zwischen 
West- und Mitteldeutschland 
durch die sowjetzonalen Behör­
den hat sich die Kirchenkonfe­
renz der Evangelischen Kirche 
in Deutschland gewandt.

Aus der Entschließung geht 
hervor, daß ungeachtet des auf 
dem evangelischen Kirchentag 
in Leipzig bekundeten Willens 
der Gemeinden, sich durch 
nichts trennen zu lassen, aus 
dem Westen kommenden Pfar­
rern die Aufenthaltsgenehmi­
gungen versagt oder ihnen so­
gar Predigtverbote auferlegt 
würden. ■*.

Polnischer Bischof verurteilt
Wien (AP). Nach einem Be­

richt der Wiener Katholischen 
Presseagentur ist der Weih­
bischof von Gnesen, Anton Ba- 
raniak, wegen angeblicher Spio­
nage zu 20 Jahren Haft ver­
urteilt worden.



„Del hilft ooch nischt, ihr werdet iroisdetn 
kalte Beene kiiejen!"

«Sie sprechet! wohl nur russisch, wctil?"

Die Wahlkämpfer
E ine ganze Gilde von SE D -G enossen stöhnt 

in  d iesen  W ochen S tein  und B ein : Statt w ie  
bisher die „F riedenskäm pfer“ sp ie len  zu 
können, d ie  in  O stberlin  un d  der Zone grob  
an jede T ür k lop fen  dürfen, um  friedliche  
B ürger m it ih ren  A ufk lärungsvorträgen zu 
schikanieren, m ü ssen  s ie  je tz t im  W estberliner  
W ahlkam pf a ls  „W ahlkäm pfer“ fungieren . 
Zum erstenm al erleben s ie , w ie  es is t , w enn  
nicht SSD  und V olkspolizei h in ter ihnen  
stehen. D ie  W estberliner kn allen  ihnen die 
Türen vor der N ase  zu, und w enn die kom m u­
nistisch en  W ahlkäm pfer zudringlich  werden, 
rufen  die Wrohnungsinhaber einfach die 
P olize i.

N atürlich hat die SED  lä n g st versucht, den 
„großen B ruder“ aus der Sow jetunion  zu  
H ilfe  zu holen. „Dynam o M oskau“ so llte  im  
O lym pia-Stadion spielen, und der sow jetische  
„P jatn itzk i-V olkscher“ m it sein en  S ta linpreis­
trägern  in  W estberlin  B egeisteru n g  erwecken. 
So hatte m an sich das gedacht als W ahlh ilfe  
fü r die SED. Aber se lb st der „große B ruder“ 
konnte n icht helfen . D er B erlin er Senat 
erklärte, fü r W ahlpropaganda per F u ß b a ll­
stie fe l werde das Stadion nicht zur V erfügung  
g este llt. D er Chor aber san g  in  einem  prim i­
tiven  H olzbau am Zoo, in  dem son st die Cat­
cher auftreten . N iem and nahm  groß N otiz  von  
ihm .

„Ministerpräsident" Groiewohl stellt 
seine Regierung vor!
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Treffpunkt Grönland
Polar-Flugroute über die Arktis eröffnet

Mit der Eröffnung des ersten regelmäßigen Passagier-Luft­
verkehrs zwischen Europa und Amerika über die Eiswüsten der 
Arktis hat am Montag eine neue Epoche in der Luftfahrt- 
gesehielite begonnen. Nach zweijährigen Versuchen gab an 
diesem Tage die skandinavische Luftverkehrsgesellschaft SAS 
ihren großen Passagiennaschinen „Royal Viking“ und „Helge 
Viking“ in Los Angeles und Kopenhagen das Startzeichen zu 
einem Flug, der die beiden Kontinente einander um 2000 Kilo­
meter näherrückt.
Um 9.05 Uhr JVIEZ erhob sich 

am Montag auf dem nebelbe- 
deekten Flugfeld von Los An­
geles die „Royal Viking", wäh­
rend elf Stunden später um 
20.10 Uhr in Kopenhagen die 
Gegenmaschine, die „Helge Vi­
king“, startete. Der Flug geht 
südlich vom Nordpol über 
Grönland.

Ursprünglich sollte in Kopen­
hagen die „Arild Viking" den

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postsehließfach 
Nr. ,58 nach Berlin-Charlotten- 
btirg 9 mitzuteilen.

ersten transpolaren Passagier­
flug nach Kalifornien beginnen. 
Wegen eines kleinen technischen 
Fehlers wurde jedoch in letzter 
Minute das Schwesterflugschiff 
„Helge Viking“ eingesetzt. An 
Bord der Maschine befanden sieh 
Prinz Axel von Dänemark, die 
skandinavischen Ministerpräsi­
denten Erlander (Schweden), 
Torp (Norwegen) und Hedtoft 
(Dänemark), der Vorsitzende des 
Aufsiehtsrates der SAS, Nielsen, 
der Präsident der SAS, Norlin, 
und 24 europäische Presse- und 
Rundfunkberichterstatter. Die 
Gegenmaschine beherbergte 22 
Pressevertreter, den stellvertre­
tenden Gouverneur von Kalifor­
nien, den Oberbürgermeister von - 
Los Angeles und den kanadi­
schen Transportminister.

Beide Maschinen begegneten

sich in der Nacht zum Dienstag 
über der Ostküste Grönlands in 
einer Entfernung von kaum 
mehr als einem Kilometer. Die 
Flugkapitäne tauschten telegra­
fisch Glückwunsehbotschat'ten 
aus, und die Gäste an Bord der 
Maschinen feierten die Begeg­
nung mit „Polar-Cocktails" bei 
einer Außentemperatur von mi­
nus 45 Grad Celsius.

Die neue Linie wird künftig 
zweimal wöchentlich in beiden 
Richtungen von der SAS be- 
flogen.

W eiterh in  
B eschlagnahmen

Berlin (Eigenmeldung). Bei 
der Verkündigung des neuen 
Kurses im vergangenen Jahre 
wurde eine Verordnung erlas­
sen, die die Beschlagnahme des 
Eigentums von Flüchtlingen aus 
der Zone auf hob. Wie wenig 
sich die unteren Organe um die 
noch immer gültige Anweisung 
kümmern, geht aus Feststellun­
gen des Staatssekretariates für 
Innere Angelegenheiten hervor. 
Während im 2. Quartal 1954 der 
Wert der widerrechtlich be­
schlagnahmten Gegenstände und 
Finanzmittel mit 15 Millionen 
Mark beziffert wird, betrug er 
im 3. Quartal über 21 Millionen 
Mark. In vielen Fällen konnte 
von den untergeordneten Dienst­
stellen gar nicht nachgewiesen 
werden, wohin die beschlag­
nahmten Dinge gekommen sind.

Die Hakeburg wird abgerissen
Vandalismus der SED

Vor einigen Tagen ist damit 
begonnen worden, die alte hi­
storische Hakeburg in Klein- 
Machnow abzureißen. Die Ver­
antwortung für diesen Vanda­
lismus tragen die Potsdamer 
Behörden, die den Abriß der 
aus dem 13. Jahrhundert stam­
menden, unter Denkmalsschutz 
stehenden Burg befohlen haben.

Als die Familie von Hake 
1907—1910 die neue Burg auf 
dem Seeberg erbauen ließ, 
wurde durch deren Architekten 
Bodo Ebhardt die alte Stamm­
burg völlig renoviert, so dai3 
sie sogar zeitweilig wieder be­
wohnbar war. Während des 
Krieges wurde die Burg durch 
Bombenangriffe nur geringfügig 
beschädigt, aber bald nach dem 
Einmarsch der Boten Armee im 
April 1945 wurden Fenster, Tü­
ren, Dielen, Zinkbeschläge und

überhaupt alles nur irgendwie 
verwertbare Material abmon­
tiert. Trotzdem hätte es keines 
allzu großen Aufwandes be­
durft, den ehrwürdigen Bau 
selbst, der sich besonders gut 
für ein Heimatmuseum geeignet 
hätte, zu erhalten.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  am K o l ­
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt.

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

SSO, herhären!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wrer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.
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